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S i e b e n t e r  A b s c h n i t t  
Berufliche Bildung Behinderter

§48

(1) Für die Berufsausbildung körperlich, geistig oder seelisch 
Behinderter gilt, soweit es Art und Schwere der Behinderung 
erfordern, § 28 nicht

(2) Regelungen nach § 44 sollen die besonderen Verhältnisse der 
Behinderten berücksichtigen.

(3) ln den Fällen der Absätze 1 und 2 ist
1. der Berufsausbildungsvertrag mit einem Behinderten in das 

Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse (§ 31) einzutra­
gen,

2. der Behinderte zur Abschlußprüfung auch zuzulassen, wenn die 
Voraussetzungen des § 39 Abs. 1 nicht vorliegen.

§49
Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung

Für die berufliche Fortbildung (§ 46) und die berufliche Umschu­
lung (§ 47) körperlich, geistig oder seelisch Behinderter gilt § 48 
entsprechend, soweit es Art und Schwere der Behinderung erfordern.

Vierter Teil 
Ausschüsse für Berufsbildung

§§ 50 bis 53 

(aufgehoben)

Z w e i t e r  A b s c h n i t t  
Landesausschüsse

§54
Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung

(1) Bei der Landesregierung wird ein Landesausschuß für Berufsbil­
dung errichtet. Er setzt sich zusammen aus einer gleichen Zahl von 
Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der obersten 
Landesbehörden. Die Hälfte der Beauftragten der obersten Landesbe­
hörden müssen in Fragen des Schulwesens sachverständig.sein.

(2) Die Mitglieder des Landesausschusses werden längstens für vier 
Jahre von der Landesregierung berufen, die Beauftragten der Arbeit­
geber auf Vorschlag der auf Landesebene bestehenden Zusammen­
schlüsse der Kammern, der Arbeitgeberverbände und der Unterneh­
merverbände, die Beauftragten der Arbeitnehmer auf Vorschlag der 
auf Landesebene bestehenden Gewerkschaften und selbständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung. Die Tätigkeit im Landesausschuß ist ehrenamtlich. Für 
bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit eine Entschädigung 
nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädi­
gung zu zahlen, deren Höhe von der Landesregierung oder der von 
ihr bestimmten obersten Landesbehörde festgesetzt wird. Die Mit­
glieder können nach Anhören der an ihrer Berufung Beteiligten aus 
wichtigem Grund abberufen werden. Der Ausschuß wählt aus seiner 
Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende 
und sein Stellvertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe 
angehören.

(3) Die Mitglieder haben Stellvertreter, die bei Verhinderung der 
Mitglieder an deren Stelle treten. Absätze 1 und 2 gelten für die 
Stellvertreter entsprechend.

(4) Der Landesausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung, die der 
Genehmigung der Landesregierung oder der von ihr bestimmten 
obersten Landesbehörde bedarf. Sie kann die Bildung von Unteraus­
schüssen vorsehen und bestimmen, daß ihnen nicht nur Mitglieder des 
Landesausschusses angehören. Absatz 2 Satz 2 gilt für die Unteraus­
schüsse hinsichtlich der Entschädigung entsprechend. An den Sitzun­
gen des Landesausschusses und der Unterausschüsse können Vertre­
ter der beteiligten obersten Landesbehörden teilnehmen.

(5) DefTandesausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist Er beschließt mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen.

§55
Aufgaben

(1) Der Landesausschuß hat die Landesregierung in den Fragen der 
Berufsbildung zu beraten, die sich für das Land ergeben.

(2) Er hat insbesondere im Interesse einer einheitlichen Berufsbil­
dung auf eine Zusammenarbeit zwischen der schulischen Berufsbil­
dung und der Berufsbildung nach diesem Gesetz sowie auf eine 
Berücksichtigung der Berufsbildung bei der Neuordnung und Weiter­
entwicklung des Schulwesens hinzuwirken.

D r i t t e r  A b s c h n i t t  
Berufsbildungsausschuß der zuständigen Stelle

§56
Errichtung

(1) Die zuständige Stelle errichtet einen Berufsbildungsausschuß. 
Ihm gehören sechs Beauftragte der Arbeitgeber, sechs Beauftragte 
der Arbeitnehmer und sechs Lehrer an berufsbildenden Schulen an, 
die Lehrer mit beratender Stimme.

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vorschlag der 
zuständigen Stelle, die Beauftragten der Arbeitnehmer auf Vorschlag 
der im Bezirk der zuständigen Stelle bestehenden Gewerkschaften 
und selbständigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder 
berufspolitischer Zwecksetzung, die Lehrer an berufsbildenden Schu­
len von der nach Landesrecht zuständigen Behörde längstens für vier 
Jahre als Mitglieder berufen.

(3) Die Tätigkeit im Berufsbildungsausschuß ist ehrenamtlich. Für 
bare Auslagen und für Zeitversäumnisse ist, soweit eine Entschädi­
gung nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene 
Entschädigung zu zahlen, deren Höhe von der zuständigen Stelle mit 
Genehmigung der obersten Landesbehörde festgesetzt wird.

(4) Die Mitglieder können nach Anhören der an ihrer Berufung 
Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden.

(5) Die Mitglieder haben Stellvertreter, die bei Verhinderung der 
Mitglieder an deren Stelle treten. Die Absätze 1 bis 4 gelten für die 
Stellvertreter entsprechend.

(6) Der Berufsbildungsausschuß wählt aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende und sein 
Stellvertreter sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.

§57
Beschlußfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Berufsbildungsausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als 
die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Er 
beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2) Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich, daß der 
Gegenstand bei der Einberufung des Ausschusses bezeichnet ist, es sei 
denn, daß er mit Zustimmung von zwei Dritteln der stimmberechtig­
ten Mitglieder nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wird.

§58
Aufgaben

(1) Der Berufsbildungsausschuß ist in allen wichtigen Angelegen­
heiten der beruflichen Bildung zu unterrichten und zu hören.

(2) Der Berufsbildungsausschuß hat die auf Grund dieses Gesetzes 
von der zuständigen Stelle zu erlassenden Rechtsvorschriften für die 
Durchführung der Berufsbildung zu beschließen. Gegen Beschlüsse, 
die gegen Gesetz oder Satzung verstoßen, kann der zur Vertretung 
der zuständigen Stelle Berechtigte innerhalb einer Woche Einspruch 
einlegen. Der Einspruch ist zu begründen und hat aufschiebende


